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BAGüS-00-06 
BAGüS-SGB V-37 28.05.2009 

Mitglieder-Info Nr. 42/2009 

Häusliche Krankenpflege gem. § 37 SGB V in Behinderteneinrichtungen 
Mitglieder-Info Nr. 31/2008 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Landeswohlfahrtsverband Hessen hatte im Dezember 2008 beim Bundesminis-
terium für Gesundheit die Auffassung des Ministeriums zu der Frage erfragt, ob in 
dem Pauschalbetrag, den pflegebedürftige behinderte Menschen in Behindertenein-
richtungen nach § 43a SGB XI erhalten (maximal 256,-- € im Monat) auch die häus-
liche Krankenpflege nach § 37 SGB V abgegolten sei.

Der LWV Hessen hat dabei seine Auffassung dargelegt, dass die Einrichtungen der 
Behindertenhilfe nunmehr mit Änderung der häuslichen Krankenpflegerichtlinien die 
Möglichkeit hätten, die Kosten der zusätzlichen pflegebedingten Aufwendungen über 
die Leistungen nach § 37 SGB V zu finanzieren. 

Das BMG hat inzwischen mit Schreiben vom 11.05.2009 geantwortet, welches ich 
Ihnen gerne zur Kenntnis gebe. Das BMG hat nämlich bestätigt, dass nach der vom 
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz getroffenen Regelung des § 37 Abs. 2 Satz 3 
SGB V Versicherte in zugelassenen Pflegeeinrichtungen im Sinne des § 43 SGB XI 
mit einem besonders hohen Bedarf an medizinischer Behandlungspflege aus-
nahmsweise einen Anspruch auf Behandlungspflege nach § 37 Abs. 2 Satz 1 SGB V 
haben. 

Mitglieder: Bezirk Mittelfranken, Ansbach - Bezirk Schwaben, Augsburg - Bezirk Oberfranken, Bayreuth - Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales, Berlin - Der Senator für Arbeit, 
Frauen, Gesundheit, Jugend, und Soziales Bremen - Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg, Cottbus - Sozialagentur Sachsen-Anhalt, Halle/Saale - Behörde für Soziales, 
Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz Hamburg - Niedersächsisches Landesamt für Soziales Jugend und Familie, Hildesheim - Landeswohlfahrtsverband Hessen, Kassel - Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren  des Landes Schleswig-Holstein, Kiel - Landschaftsverband Rheinland, Köln - Bezirk Niederbayern, Landshut – Kommunaler Sozialverband 
Sachsen, Leipzig - Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung Rheinland-Pfalz, Mainz - Landesverwaltungsamt Thüringen, Meiningen - Bezirk Oberbayern, München - Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe, Münster - Bezirk Oberpfalz, Regensburg - Landesamt für Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz, Saarbrücken - Kommunaler Sozialverband Mecklenburg-Vorpommern, 
Schwerin - Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg, Stuttgart - Bezirk Unterfranken, Würzburg
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Da diese Auffassung auch dem GKV-Spitzenverband mitgeteilt wurde, hoffe ich, 
dass dieser Punkt in den Gesprächen und Verhandlungen mit den Verbänden der 
Krankenkassen in den Ländern bzw. vor Ort nunmehr streitfrei ist. 

Mit freundlichem Gruß 
gez.: Bernd Finke 


